
Zweifellos ist es für einen Instrukteur interessant 
und aufschlußreich, daß er bei der Erforschung eines 
fremden Kreises seinen Blick für bestimmte, sich auch 
in der gerichtlichen Praxis widerspiegelnde Umstände 
weitet. Man darf aber nicht so weit gehen, den In­
strukteur bestimmte Angaben etwa des Rates des 
Kreises oder anderer Dienststellen über die wirtschaft­
liche Situation im Kreisgebiet auf eigene Faust über­
prüfen zu lassen. Damit soll nicht gesagt werden, daß 
die Einschätzung anderer staatlicher Organe über die

Situation eines bestimmten Gebietes in allen Punkten 
richtig sein muß. Aber zweifellos kann die Abt. Land­
wirtschaft des Rates des Kreises die Situation auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft besser einschätzen, als es 
die Revisionsbrigade der Justizverwaltungsstelle selbst 
nach wochenlangem Aufenthalt im Kreise tun könnte. 
Deshalb erscheint es mir richtiger, daß sich die Mit­
glieder der drei Revisionsbrigaden vor ihren gemein­
samen Vorbesprechungen bei den zuständigen Stellen 
im Kreis informieren.
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In NJ 1956 S. 404 setzt sich T o e p l i t z  u. a. mit der 
Frage auseinander, welche Rechtsform der Betriebe mit 
staatlicher Beteiligung der politischen und wirtschaft­
lichen Zielsetzung der Beteiligung durch den Staat an 
Privatbetrieben entspricht, und kommt zu dem Ergeb­
nis, daß die Form der Kommanditgesellschaft den 
ökonomischen Notwendigkeiten nicht Rechnung trägt. 
Insoweit kann den Ausführungen von Toeplitz nicht 
zugestimmt werden. Berücksichtigt man, daß die 
juristische Ausgestaltung der Betriebe mit staatlicher 
Beteiligung auf der Grundlage der bestehenden Rechts­
normen erfolgt, so kann nur die Rechtsform einer Per- 
sonengesellschait, nicht aber die einer Kapitalgesell- 
schaft in Frage kommen.

Die Rechtsform der Aktiengesellschaft oder der 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung entspricht nicht 
unserer gesellschaftlichen Entwicklung. Es muß grund­
sätzlich angestrebt werden, daß die Personen und nicht 
das Kapital im Vordergrund der Handelsgesellschaften 
stehen, daß das Prinzip der persönlichen Haftung der 
Gesellschafter weitestgehend vorhanden ist und daß 
ohne weiteres erkennbar ist — mindestens aber durch 
Einsichtnahme in das Handelsregister jederzeit fest­
gestellt werden kann —, wer der Gesellschafter der 
betreffenden Handelsgesellschaft ist. Diese Erforder­
nisse kann die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft 
nicht erfüllen, da sie keine persönliche Haftung der 
Gesellschafter kennt und auf dem Prinzip der Ano­
nymität aufgebaut ist. Aus diesen Gründen ist auch 
durch die Steueränderungsverordnung (StÄVO) vom
23. Juli 1953 (GBl. S. 889) und die dazu ergangenen 
Durchführungsbestimmungen, insbesondere die 8. DB 
vom 19. Oktober 1953 (GBl. S. 1055), für die bestehen­
den Kapitalgesellschaften die Möglichkeit einer steuer­
begünstigten Umwandlung in eine Einzelfirma oder 
Personengesellschaft geschaffen worden. Außerdem ist 
in diesen Bestimmungen die Inanspruchnahme der 
sonst für die private Wirtschaft eingeräumten steuer­
lichen Vorteile für Kapitalgesellschaften ausdrücklich 
von der Umwandlung abhängig gemacht worden, so 
daß also solche Kapitalgesellschaften, die nicht um­
wandeln, nicht in den Genuß der durch die StÄVO 
geschaffenen Vorteile kommen.

Die Rechtsform der Kapitalgesellschaft kann auch 
nicht für die Betriebe mit staatlicher Beteiligung in 
Frage kommen, weil die Person des privaten Unter­
nehmers, mit dem der Staat ein Gesellschaftsverhältnis 
eingeht, und nicht dessen Kapitaleinlage im Vorder­
grund steht. Diesem Gesichtspunkt kann bei der 
Gründung einer AG oder GmbH nicht in genügendem 
Umfang Rechnung getragen werden, selbst wenn die 
Übertragung von Aktien oder Gesellschafteranteilen 
von der Zustimmung der Hauptversammlung oder der 
Zustimmung sämtlicher Gesellschafter (§ 61 AktG, § 15 
GmbHG) abhängig gemacht wird.

Ganz abgesehen davon könnten auch bei einer Viel­
zahl von Betrieben, die an der Aufnahme einer staat­
lichen Beteiligung interessiert sind, die für die Grün­
dung einer AG oder GmbH notwendigen gesetzlichen 
Erfordernisse — bei der AG Zahl der Gründer, Min­
desthöhe des Grundkapitals oder bei der GmbH 
Mindesthöhe des Stammkapitals — nicht erfüllt wer­
den. Im übrigen sind auch die für die AG und GmbH 
geltenden Vorschriften für einen Betrieb mit staatlicher 
Beteiligung zu umständlich und zu formal.

Ebenso halte ich die Feststellung, daß juristische 
Personen des Handelsrechts bessere und vielfältigere 
Möglichkeiten bieten, die „Teilung des Besitzes mit dem

Staat der Arbeiter und Bauern“ juristisch zu verwirk­
lichen, nicht für richtig. Im Gegenteil, formal gesehen 
sind bei einer Personengesellschaft die einzelnen Ge­
sellschafter Gesamthandseigentümer des Gesellschafts- 
Vermögens, während die Kapitalgesellschaft — ju­
ristische Person — Eigentümer des Gesellschaftsver­
mögens ist und Eigentumsrechte der Gesellschafter am 
Gesellschaftsvermögen nicht bestehen.

Über die Frage, ob die Rechtsform der Kommandit­
gesellschaft oder der Offenen Handelsgesellschaft am 
besten dem Charakter einer Gesellschaft mit staatlicher 
Beteiligung entspricht, kann man streiten. Diese Frage 
halte ich jedoch für nicht entscheidend. Ich sehe ins­
besondere auch keine Gefahr für die Deutsche Investi­
tionsbank darin, wenn sie mit einer staatlichen Beteili­
gung Gesellschafter einer OHG werden würde. Die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme eines Gesellschafters 
einer Gesellschaft mit staatlicher Beteiligung dürfte 
kaum gegeben sein, da ein derartiger Zusammenbruch 
einer solchen Gesellschaft nicht denkbar ist.

Aber auch gegen die Rechtsform der Kommandit­
gesellschaft bestehen keine Bedenken. Darin, daß der 
Kommanditist von der Geschäftsführung ausgeschlos­
sen ist und ihm nur Kontrollrechte sowie in besonderen 
Fällen Widerspruchsrechte gegen Handlungen des per­
sönlich haftenden Gesellschafters zustehen, liegt m. E. 
für den Staat keine Beschränkung, die sich auf die 
Verwirklichung der politischen und ökonomischen Ziele 
der staatlichen Beteiligung amwirken könnte. Dies 
ergibt sich einfach daraus, daß das Gesellschaftsver­
hältnis auf gegenseitigem Vertrauen beruhen muß, und 
daß es notwendig ist, daß sämtliche Gesellschafter dem 
gleichen Ziel — der Steigerung der Produktion, der 
Vergrößerung des Exports und der Erhöhung der Ren­
tabilität, kurz: dem Aufbau des Sozialismus — zu­
streben. Außerdem muß man berücksichtigen, daß der 
Staat über die ökonomischen Schlüsselstellungen unse­
rer Wirtschaft verfügt und so einen entscheidenden 
Einfluß auf die gesamte ökonomische Entwicklung 
sämtlicher Betriebe, insbesondere auch der Betriebe 
mit halbsozialistischem Charakter, amüben kann und 
auch amübt. Wollte man eine stärkere Einflußnahme 
auf die Geschäftsführung über die staatliche Beteiligung 
ausüben, so wäre es auch bei der Kommanditgesellschaft 
möglich, hinsichtlich der Geschäftsführung im Gesell­
schaftsvertrag besondere Vereinbarungen zu treffen, 
so daß also auch insoweit keine Notwendigkeit besteht, 
die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft zu wählen.

Darüber hinaus kann auch festgestellt werden, daß 
die Rechtsform einer Personengesellschaft für die Er­
reichung solcher wichtigen politischen Ziele, wie die 
Umerziehung der privaten Unternehmer und der Werk­
tätigen in Betrieben mit staatlicher Beteiligung, die 
Verstärkung des Mitbestimmungsrechts der Gewerk­
schaft, die Verbesserung der Kontrolle durch die Werk­
tätigen usw., wesentlich bessere Möglichkeiten bietet, 
als sie bei einer AG oder GmbH, die einer Vielzahl von 
starren formalen Bestimmungen unterworfen sind, vor­
handen sein können.

Zum Schluß möchte ich Toeplitz noch darin wider­
sprechen, daß die Kommanditgesellschaft die Anlage­
form der kapitalistischen Banken ist oder war. Es 
dürfte sich m. E. dabei nur um einzelne Ausnahmefälle 
handeln. In der Regel wird von kapitalistischen Ban­
ken bei einer Beteiligung an einer Handelsgesellschaft 
jedenfalls die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft 
gewählt.
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